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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Rechtsverordnung (GVOBl. S. 36), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 
zur Änderung der Fahrzeugverordnung über die 1. Februar 1992 (GVOBl. S. 91l, im Einvernehmen mit dem 

Benutzung von Fahrzeugen im kirchlichen Dienst Hauptausschuß der Synode folgende Rechtsverordnung er­
(Fahrzeugverordnung - Fahrz-VO) lassen: 

Vom 31. Mai 1996 
Artikel 1 

Die Rechtsverordnung über die Benutzung von Fahrzeu­
Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 2 Abs. 2 Satz 2 i.Y.m. gen im kirchlichen Dienst (Fahrzeugverordnung - Fahrz-VO) 

mit Abs. 8 des Kirchenbesoldungsgesetzes (KBesG) in der vom 10. November 1992 (GVOBl. S. 385) wird wie folgt geän­
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1990 dert: 
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1. In § 5 Abs. 2 wird ein Satz 3 mit folgender Fassung ange­
fügt: 

"Das Nordelbische Kirchenamt erläßt hierzu Ausfüh­
rungsbestimmungen." 

2. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird ,,§ 6 Abs. 2" ersetzt durch ,,§ 6". 

3. § 6 Abs. 1 Unterabsatz 2 wird aufgehoben. 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

,,§ 8
 
Fina nzierungshilfen
 

Darlehen, Zinszuschüsse zu Darlehen und Zuschüsse aus 
kirchlichen Mitteln dürfen für die Beschaffung oder Repa­
ratur von privateigenen Fahrzeugen nicht gewährt wer­
den." 

Artikel 2 

(1) Diese Rechtsverordnung tritt mit Ausnahme von Arti­
kel l Nr. 4 mit Wirkung vom 1. Juli 1996 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 4 tritt mit Wirkung vom 1. September 1996 
in Kraft. 

Kiel, den 31. Mai 1996 

Die Kirchenleitung
 

Kohlwage
 

Bischof und Vorsitzender
 

Az.: 2560 - D I / D V 

Zweite Verwaltungsanordnung
 
zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsanordnung
 

über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits, ­

Geburts- und Todesfällen (BhA)
 

Vom 16. April 1996
 

Das Nordelbische Kirchenamt hat aufgrund von Artikel 102 
Abs. 3 Satz 2 der Verfassung folgende Verwaltungsanord­
nung erlassen: 

§ 1 

Die Allgemeine Verwaltungsanordnung über die Gewäh­
rung von Beihilfen in Krankheits-. Geburts- und Todesfällen 
vom 30. Januar 1990 in der Fassung vom 15. September 1992 
wird wie folgt geändert: 

In § 2 wird folgender Abs. 7 ergänzt: 

"Pastoren und Pastorinnen, die für den Dienst in der Nord­
schleswigschen Gemeinde beurlaubt sind oder beurlaubt ge­
wesen sind, und deren Hinterbliebene sowie Pastoren, Pasto­
rinnen, Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen. die schwer­
behindert im Sinne des § 1 Schwerbehindertengesetz sind, 
können auf Antrag einen BeitragszuschulS erhalten bis zu ei­
ner Höhe von 50 % zu ihren Krankenversicherungsbeiträgen 
in der RVO /Ersatzkasse oder in einer gesetzlichen Kranken­
kasse, sofern sie dort versichert sind. Uber den Antrag ent­
scheidet das Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes. Die 
Abs. 1 bis 6 finden für diesen Personenkreis entsprechende 
Anwendung." 

§2 

Diese Zweite Verwaltungsanordnung tritt mit der Verkün­
dung in Kraft. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 

Az.: 2710 - VHI / D 11 

Lehrgangs- und Prüfungsordnung
 
für die zweite Verwaltungsprüfung der
 

Angestellten des allgemeinen Verwaltungsdienstes
 
in der Nordeibisehen Ev.-Luth. Kirche
 

Vom 6. Mai 1996
 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 2 Abs. 1 des Verwal­
tungsausbildungsgesetzes vom 28.5.1978 (GVOSl. S. 202) die 
folgende Rechtsverordnung erlassen: 

§ 1
 
Ziel der Weiterbildung
 

(1) Die Weiterbildung soll der Mitarbeiterin und dem Mit­
arbeiter Kenntnisse und Fähigkeiten für die Erfüllung der 
Aufgaben im allgemeinen Verwaltungsdienst der Vergü­
tungsgruppen V b bis III KAT-NEK vermitteln. Sie will damit 
zugleich die Persönlichkeitsbildung und Verantwortungsbe­
reitschaft für die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche för­
dern. 

(2) Für diese Weiterbildung werden Verwaltungslehrgän­
ge eingerichtet. 

§2 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Teilnahme an dem Verwaltungslehrgang kann nur 
zugelassen werden, wer 

a) persönlich, fachlich und gesundheitlich geeignet erscheint, 
den Lehrgang mit Erfolg zu durchlaufen, 

b) bei einem kirchlichen oder diakonischen Anstellungsträger 
im Sinne des Art. 60 a) + b) der Verfassung der Nordelbi­
schen Ev-Luth. Kirche im Bereich der Nordelbischen Kir­
che hauptberuflich seit mindestens einem Jahr im Verwal­
tungsdienst beschäftigt und 

c)	 die Abschlußprüfung für den Ausbildungsberuf "Kirchli­
che / r Verwaltungsangestellte / r" oder die 1. Verwaltungs­
prüfung abgelegt hat und anschließend eine mindestens 
vierjährige hauptberufliche Tätigkeit als Verwaltungsan­
gestellte/r ausgeübt hat. Die Frist wird bei denjenigen auf 
3 Jahre verkürzt, die bereits in eine prüfungspflichtige Ver­
gütungsgruppe nach den Bestimmungen des BAT - Fas­
sung für den Bereich der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände - eingruppiert wurden. 

(2) Abweichend von den Voraussetzungen unter Absatz 1 
Buchstabe c) können Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter aus­
nahmsweise im Einzelfall auf Antrag ihres Anstellungsträ­
gers zugelassen werden, wenn sie Voraussetzungen nachwei­
sen, die als gleichwertig anerkannt werden können. 

(3) Die Zulassungsvoraussetzungen sollen spätestens in 
dem Monat vorliegen, in dem der Lehrgang beginnt. 
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§3 
Zulassung 

(1) Über die Zulassung bzw, Anerkennung nach § 2 ent­
scheidet der Prüfungsausschul5 im Rahmen der zur Verfü­
gung stehend en Lehrg.mgspl.itzc. 

(2) Der Ausschuß h.it bei seiner Entscheidung angemessen 
zu berücksichtigen 

a) die schulische und berufliche Vorbildung der Bewerberin 
und des Bewerbers, 

b) das Lebensalter und die Dauer der Tätigkeit im kirchlichen 
Verwaltungsdienst und 

c)	 die Beurteilung des Anstellungsträgers über ihre/seine 
dienstlichen Leistungen und ihre/seine persönliche Eig­
nung, 

(3) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn ihre 
Voraussetzungen wegfallen oder weggefallen sind oder die 
Zulassung aufgrund unrichtiger Angaben erworben worden 
ist. 

§4 
Zulassungsantrag 

Anträge auf Zulassung sind durch den Anstellungsträger 
innerhalb der gesetzten Frist auf dem Dienstweg an das Nor­
delbische Kirchenamt zu richten. Dem Antrag sind beizufü­
gen: 

a) Lebenslauf mit Darstellung der Ausbildung und des beruf­
lichen Werdeganges sowie ein Lichtbild aus neuester Zeit, 

b) das letzte Schulzeugnis, Zeugnisse über frühere Tätigkei­
ten und abgelegte Prüfungen, 

c) die Beurteilung des Anstellungsträgers sowie 

d) eine Stellungnahme des Anstellungsträgers. 

Die Beifügung weiterer Unterlagen kann verlangt werden. 

§5
 
Durchführung der Verwaltungslehrgänge
 

(1) Die VerwaltungsJehrgänge werden vom NordeIbi­
sehen Kirchenamt in der Regel in Zusammenarbeit mit dem 
Ausbildungszentrum für Verwaltung - Verwaltungsschule 
Bordesholm - durchgeführt. Die Einzelheiten werden in den 
NEK-Mitteilungen rechtzeitig bekanntgegeben. 

(2) Der Lehrpl.m für die Lehrgänge wird vom Nordelbi­
schen Kirchenamt nach Anhörung des Fortbildungsbeirats 
für den Bereich Verwaltung aufgestellt. Er umfafst den Lehr­
plan der Verwaltungsschule und zusätzlich kirchenspezi­
fischen Unterricht. 

(3) Die Dozentinnen und Dozenten werden nach Anhö­
rung des Fortbildungsbeirats vom Nordelbischen Kirchenamt 
berufen. Sie erhalten für ihre Tätigkeit Fahrkostenerstattung 
sowie eine Vergütung nach besonderer Regelung durch das 
Nordelbische Kirchenamt. soweit beim Ausbildungszentrum 
für Verwaltung - Verwaltungsschule Bordesholm - keine Re­
gelungen bestehen. 

(4) Die Kosten der Lehrgänge und Prüfungen tragen die 
kirchlichen Anstellungsträger anteilig nach der Zahl der von 
ihnen en tsandten Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 

§6 
Pflichten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

(1) Der Besuch des Lehrgangs gilt als Dienst. Im Krank­
heitsfalle hat die Teilnehmetin und der Teilnehmer zunächst 
unverzüglich ihrem/ seinem Anstellungsträger Mitteilung zu 

machen, der daraufhin das Nordelbische Kirchenamt oder 
das Ausbildungszentrum für Verwaltung - Verwaltungs­
schule Bordesholm - verständigt. 

(2) Urlaub darf grundsätzlich nur während der unter­
richtsfreien Zeit genommen werden. Ein vom Anstellungsträ­
ger gewährter Urlaub, der außerhalb dieser Zeit liegt, befreit 
nicht von der Pflicht zur Teilnahme am Lehrgang. 

(3) Versäumt eine Teilnehmetin oder ein Teilnehmer durch 
Krankheit oder aus anderen Gründen mehr als ein Fünftel der 
gesamten Unterrichtszeit. so kann sie oder er an dem weiteren 
Lehrgang und an der Prüfung nicht mehr teilnehmen. Die 
Feststellung trifft der Prüfungsausschuß. Er kann in Härtefäl­
len Ausnahmen zulassen. 

(4) Eine Teilnehmerin bzw. ein Teilnehmer kann vom wei­
teren Besuch des Lehrgangs ausgeschlossen werden, wenn 
sie/ er den Lehrgangsablauf erheblich stört oder wiederholt 
unentschuldigt fehlt. (fber den Ausschluß entscheidet der 
Prüfungsausschuß nach Anhörung der / des Betroffenen. 

§7 
Prüfungsausschuß 

(1) Das NordeIbisehe Kirchenamt beruft auf die Dauer von 
vier Jahren den Prüfungsausschuß. Ihm müssen angehören: 

a)	 zwei Beamtinnen oder Beamte des gehobenen oder des hö­
heren Verwaltungsdienstes aus dem NordeIbisehen Kir­
chenarnt. davon eine Beamtin/ ein Beamter als rechtskun­
diges Mitglied, 

b) drei Mitarbeiter /innen des gehobenen oder höheren Ver­
waltungsdienstes, die nicht Mitarbeiter/ innen des NordeI­
bischen Kirchenamtes sind, auf Vorschlag des Fortbil­
dungsbeirates für Verwaltung. 

Für jedes Mitglied wird eine/ ein Stellvertreter /in bestellt, 
der/die die Voraussetzungen des Mitglieds erfüllt. Der Prü­
fungsausschuß wählt aus seiner Mitte die/den Vorsitzen­
dein. 

(2) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn minde­
stens drei Mitglieder mitwirken. Er entscheidet mit der Mehr­
heit der Stimmen seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Beschlüsse 
können auch schriftlich im Umlaufverfahren gefaßt werden, 
wenn kein Mitglied widerspricht. 

(3) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öf­
fentlich. Dozentinnen und Dozenten, die nicht dem Ausschuß 
angehören, können an den Prüfungen beteiligt und bei der 
Entscheidung über das Prüfungsergebnis mit beratender 
Stimme hinzugezogen werden. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses erhalten für 
ihre Tätigkeit Fahrkostenerstattung sowie Prüfungsgebühren 
nach besonderer Regelung durch das NordeIbisehe Kirchen­
amt, soweit beim Ausbildungszentrum für Verwaltung - Ver­
waltungsschule Bordesholm - keine Regelungen bestehen. 

§8
 
Ausgeschlossene Personen
 

(1) Am Prüfungsverfahren dürfen Angehörige des Prüf­
lings nicht mitwirken. 

Angehörige nach Satz 1 sind 

1. die Verlobte oder der Verlobte, 

2. die Ehegattin oder der Ehegatte, 

3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 

4. Geschwister, 
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§ 21 
Bewertung 

Die einzelnen Prüfungsleistungen (Lehrgangsleistung, Pru­
fungsarbeiten, Leistungen in den mündlichen Prüfungen) 
und das Gesamtergebnis der Prüfung sind unbeschadet der 
Gewichtung von einzelnen Prüfungsleistungen wie folgt zu 
bewerten: 

15 bis 14 Punkte = sehr gut (l) 
= eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem 

Maße entspricht. 

13 bis 11 Punkte = gut (2)
 
= eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht.
 

10 bis 8 Punkte = befriedigend (3) 
= eine Leistung, die im allgemeinen den Anforderungen 

entspricht. 

7 bis 5 Punkte = ausreichend (4) 
= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen 

den Anforderungen noch entspricht. 

4 bis 2 Punkte = mangelhaft (5) 
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen Crundkennt­
nisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden können. 

1 bis 0 Punkte = ungenügend (6) 
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht 
und bei der selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können. 

Durchschnitts-, Gesamt- und Endpunktzahl sind jeweils 
auf zwei Dezimalstellen zu berechnen; die dritte Dezimalstel­
le bleibt unberücksichtigt. Der Notenwert ist wie folgt abzu­
grenzen: 

von 14 und mehr sehr gut 
von 11 bis 13,99 gut 
von 8 bis 10,99 befriedigend 
von 5 bis 7,99 ausreichend 
von 2 bis 4,99 mangelhaft 
von 0 bis 1,99 ungenügend 

§ 22 
Prüfungsniederschrift 

Über das Ergebnis der Abschlußprüfung einschließlich der 
Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Nie­
derschrift zu fertigen. 

§ 23 
Prüfungszeugnis 

Nach bestandener Abschlußprüfung erhalten die Prüflinge 
ein Zeugnis nach der Anlage, es ist mit dem Siegel des Nor­
delbischen Kirchenamtes zu versehen. 

§ 24
 
Nicht bestandene Abschlußprüfung
 

Bei nicht bestandener Abschlußprüfung erhalten die Prüf­
linge und der Anstellungsträger vom Nordelbischen Kirchen­
amt eine schriftliche Mitteilung. Darin sind die einzelnen Prü­
fungsleistungen anzugeben. 

§ 25 
Wiederholungsprüfung 

0) Eine nicht bestandene Abschlußprüfung kann einmal 
wiederholt werden. 

(2) Auf Antrag wird der Prüfling zu einem erneuten Ver­
waltungslehrgang zugelassen. 

§ 26 
Beschwerde 

0) Bei Verstößen gegen das Verfahren nach dieser Prü­
fungsordnung kann der/die betroffene Prüfungsteilneh­
mer / in innerhalb eines Monats nach Mitteilung des Ergebnis­
ses der Abschlußprüfung /Zwischenprüfung Beschwerde bei 
der / dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses einlegen. 

(2) Über die Beschwerde entscheidet der Prüfungsaus­
schuß. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, entscheidet 
das Nordelbische Kirchenamt. 

§ 27 
Prüfungsunterlagen 

Der Prüfling kann innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
der Prüfung bei berechtigtem Interesse seine Prüfungsunter­
lagen einsehen. Die Anmeldungsunterlagen und die Prü­
fungsarbeiten sind zwei Jahre, die Niederschriften nach § 22 
10 Jahre nach Ende der Prüfung vom Nordelbischen Kirchen­
amt oder dem Ausbildungszentrum für Verwaltung - Ver­
waltungsschule Bordesholm - aufzubewahren, 

§ 28 
rnkrafttreten 

0) Diese Lehrgangs- und Prüfungsordnung tritt am Tage 
nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie findet erstmals An­
wendung auf den im Jahre 199G beginnenden Verwaltungs­
lehrgang. 

(2) Die Lehrgangs- und Prüfungsordnung in der Fassung 
vom 13. Februar 1985 (GVOBl. Seite 37) tritt zum gleichen 
Zeitpunkt außer Kraft. 

Kiel, den 6. Mai 1996 

Die Kirchenleitung 

Kohlwilge 

Bischof u nd Vorsitzender 
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NORDELBISCHE EV.-LUTH. KIRCHE
 
Nordelbisches Kirchenamt
 

Kiel
 

.. 
PRUFUNGSZEUGNIS 

nach § 23 der Lehrgangs- und Prüfungsordnung vom 6. Mai 1996 

Name 

Anstellungsträger 

geboren am in 

hat vom bis 

an einem Verwaltungslehrgang nach § 5 der Lehrgangs- und Prüfungsordnung für die 
Zweite Verwaltungsprüfung der Angestellten des allgemeinen Verwaltungsdienstes in 
der Nordelbischen EV.-Luth. Kirche vom 6. Mai 1996 teilgenommen 

und heute die 

Abschlußprüfung 

mit der Gesamtnote 

Punkte 

bestanden 

den 

Die/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
(Siegel) 
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Bewertung der Leistungen: 

15 -14 Punkte 
= 

sehr gut (1) 
eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße 
entspricht; 

13 - 11 Punkte = 
= 

gut (2) 
eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht; 

10 - 8 Punkte = befriedigend (3) 
eine Leistung, die im allgemeinen den Anforderungen 
entspricht; 

7 - 5 Punkte = 
= 

ausreichend (4) 
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen 
den Anforderungen noch entspricht; 

4 - 2 Punkte = 
= 

mangelhaft (5) 
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden können; 

1 - 0 Punkte ungenügend (6) 
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und 
bei der selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, daß 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden können. 

Die Lehr- und Stoffverteilung für den kommunalen Angestelltenlehrgang 11 (2. Prüfung 
nach § 25 des Bundesangestelltentarifvertrages - VKA - i.V, mit Anlage 3 zu § 25 BAT) 
lag der Lehrgangsdurchführung und den Prüfungsinhalten zugrunde. 

Zum Zeitpunkt des Lehrgangsbeginns wurden von der umseitigen Person die Zulas­
sungsvoraussetzungen des § 1 Abs. 2 Unterabschnitt 5 der Anlage 3 zu § 25 BAT erfü!lt 
- nicht erfüllt -. Der Kommunale Arbeitgeberverband Schleswig-Holstein hat mit Schrei­
ben vom 19. Februar 1992 - 43-18 WaiK - gegenüber dem Nordelbischen Kirchenamt 
erklärt, daß damit der Angestelltenlehrgang und die Prüfung nach § 3 Abs. 3 der Anla­
ge 3 zum BAT gleichwertig ist. 

(Nichtzutreffendes ist zu streichen) 
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Rechtsverordnung
 
zur Änderung des Kirchengesetzes
 
zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

Vom 31. Mai 1996
 

Die Kirchenleitung hat nach Artikel 82 Absätze 2 und 3 der 
Verfassung der NordeIbisehen Ev.-Luth. Kirche mit Zustim­
mung des Hauptausschusses folgende Rechtsverordnung be­
schlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Mitarbeiter­
vertretungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
vom 24.9.1994 (GVOBI. S. 219) i.d.F. vom 23.9.94 (GVOBI. 
S. 237) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 erhält folgende Fassung: 

,,§ 7
 
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung
 

(zu § 30 Abs. 3 MVG-EKD)
 

(1) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung ent­
stehenden notwendigen Kosten trägt der Kirchenkreis 
bzw. die Dienststelle, bei der die Mitarbeitervertretung ge­
bildet ist. Das gleiche gilt für die Kosten, die infolge der 
Freistellung von der Arbeit (§ 20 MVG) entstehen. Die Ko­
sten infolge der Freistellung für eine Mitarbeitervertre­
tung, die auf Kirchenkreisebene bzw. Kirchenkreisbezirk­
sebene gebildet ist, trägt der jeweilige Kirchenkreis. 

(2) Den vom Gesamtausschuß (§ 54 MVG) geltend ge­
machten notwendigen Kostenersatz trägt die Nordelbische 
Kirche im Rahmen des jeweiligen Haushaltsansatzes. der 
zuvor zwischen dem Vorstand des Gesamtausschusses 
und dem Nordelbischen Kirchenamt erörtert wird." 

2. § 12 erhält folgende fassung: 

,,§ 12
 
Übernahmebestimmungen
 

(zu § 65 Abs. 1 und 2 MVG-EKD)
 

0) Die Fälle der Mitbestimmung gemälS § 40 MVG wer­
den um folgende Fälle erweitert: 

a)	 Aufstellung des Urlaubsplanes, zeitliche Festsetzung 
des Erholungsurlaubes für einzelne Mitarbeiter bzw. 
Mitarbeiterinnen, wenn zwischen der Dienststellenlei­
tung und dem betroffenen Mitarbeiter bzw. der betrof­
fenen Mitarbeiterin kein Einverständnis erzielt wird, 

b) Grundsätze für die Bewertung von Verbesserungsvor­
schlagen, 

c) Verzicht auf die Ausschreibung von Stellen, die besetzt 
werden sollen, 

d) Personaldatenverarbeitung einschließlich der Ermitt ­
lung und Verwendung von Personaldaten. 

(2) Die Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung gemälS 
§ 43 MVG werden um folgende Fälle erweitert: 
a)	 Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusam­

menlegung von Dienststellen oder wesentlichen Teilen 
von ihnen, 

b)	 Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens gegen 
einen Beamten bzw, eine Beamtin; eine Beteiligung er­
folgt nur auf Antrag des Beamten bzw. der Beamtin. 

(3) In Personalangelegenheiten der in § 4 Abs. 2 MVG be­
zeichneten Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen hat die Mit­
arbeitervertretung ein Beteiligungsrecht gemäß §§ 42 

und 43 MVG, wenn der Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin 
es beantragt." 

Artikel 2 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach der Verkun­
dung in Kraft. 

Die vorstehende, von der Kirchenleitung arn 7. Mai 1996 
mit Zustimmung des Hauptausschusses vom 31. Mai 1996 be­
schlossene Rechtsverordnung wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 31. Mai 1996 

Die Kirchenleitung 

Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 37611 - D I / D II 

Rechtsverordnung
 
zur Änderung des Kirchengesetzes
 

zur befristeten Regelung flexibler Anstellungsformen
 
innerhalb des Pfarrdienstverhältnisses
 

Vom 6. Mai 1996 

Die Kirchenleitung hat mit Zustimmung des Hauptaus­
schusses aufgrund von Artikel 82 Absatz 1 und 2 der Verfas­
sung die folgende Rechtsverordnung erlassen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz zur befristeten Regelung flexibler An­
stellungsformen innerhalb des Pfarrdienstverhältnisses 
(FLAFG) vom 23. September 1995 (GVOBI S. 236) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Dabei sind im Einzelfall innerhalb der in diesem Kirchen­
gesetz geregelten Modelle abweichende Ausgestaltungen 
möglich." 

2. In § 3 Abs. 1 wird Satz 3 aufgehoben. 

Artikel 2 

Das Nordelbische Kirchenamt wird ermächtigt, das Kir­
chengesetz zur befristeten Regelung flexibler Anstellungsfor­
men innerhalb des Pfarrdienstverhältnisses in der vom In­
krafttreten dieser Rechtsverordnung an geltenden Fassung 
neu bekanntzumachen. 

Artikel 3 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. 

Kiel, den 5. Juni 1996 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof 

Az.: 2328 - P III 
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(3) Die Widmung des Pfarrvermogens zur Mitfinanzie­
rung der Besoldungsaufwendungen fur die Pfarrstellen bleibt 
von Absatz 1 unberuhrt. Besondere Investitionen bei der Nut­
zung von Pfarrvermogen diirfen aus Ertragen des Pfarrver­
mogens nur im Einvernehmen mit dem Kirchenkreisvorstand 
vorgenommen werden. 

Abschnitt II
 

Gemeinsame Aufgaben und Verpflichtungen
 

§3
 
Gemeinsame Aufgaben und Verpflichtungen
 

(1) Vor Verteilung der Finanzzuweisungen der Nordelbi­
schen Kirche und der Zinsertrage aus gemeinsamen Ruckla­
gen wird der Finanzbedarf fur gemeinsame Aufgaben und 
Verpflichtungen des Kirchenkreises und der Kirchengemein­
den festgestellt und von der Summe der voraussichtlichen 
Zuweisungen abgesetzt. Der verbleibende Betrag (Verteil­
masse) wird nach den Vorschriften dieser Finanzsatzung zwi­
schen Kirchenkreis und Kirchengemeinden verteilt. 

(2) Zu den gemeinsamen Aufgaben und Verpflichtungen 
gehoren: 

a)	 die Kosten der Pfarrbesoldung und, sofern hierfur Umla­
gen der Nordelbischen Kirche erhoben werden, auch die 
Kosten fur Besoldungsnebenkosten und Versorgungsbei­
tragc (§ 4), 

b) der Anteil des Investitionsfonds (§ 5), 

c)	 der Schuldendienst fur Investitionsmafsnahmen, die mit 
Darlehen finanziert werden (§ 6), 

d) Beitrage und Umlagen fur gesamtkirchliche Aufgaben, 

e)	 Zinsaufwendungen fur Kassenkredite der Kirchenkreis­
kasse, 

f)	 zur Haushaltsverstarkung veranschlagte Mittel. 

(3) Die Kirchenkreissynode kann fur weitere Aufgaben 
und Verpflichtungen sowie fur die Bildung zweckgebunde­
ner Riicklagen einen Vorwegabzug nach Absatz 1 be­
schliefsen. 

§4 
Pfarrbesoldung 

(I) Bei der Ermittlung der Aufwendungen fur die Pfarrbe­
soldung (§ 3 Absatz 2 Buchstabe a) pruft der Finanzausschuf 
der Kirchenkreissynode (Finanzausschufs), in welcher Hohe 
eigene Riicklagen des Pfarrdienstes und deren Zinsertrage fur 
das jeweilige Haushaltsjahr zur Mitfinanzierung der Pfarrbe­
soldung herangezogen werden konnen. 

(2) Hat die Kirchenkreissynode uber kiinftige Veranderun­
gen von Pfarrstellen beschlossen und verringern diese Veran­
derungen die kiinftige Hohe der Aufwendungen fur die 
Pfarrbesoldung, so kann dieser Anteil zur Erhohung der Ver­
teilmasse aus einem bestehenden Sonderhaushalt zur Finan­
zierung von Strukturanpassungen (§ 15) ubernommen wer­
den, wenn die beschlossenen Pfarrstellenanderungen in ab­
sehbarer Zeit wirksam werden. 

§5 
Investitionsfonds 

(1) Fur Neu-, Urn- und Erweiterungsbauten und sonstige 
Investitionsmafsnahmen der kirchlichen Korperschaften wird 
eine regelmafsige Riickstellung in Hohe von 2,5 v.H. der Zu­

weisungen der Nordelbischen Kirche gebildet (Investitions­
fonds). 

(2) Fur Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie fur 
grofsere Bauunterhaltungs-aufgaben mit wertverbessernden 
Mafsnahmen konnen Investitionszuweisungen aus dem 
Fonds nach Absatz 1 gewahrt werden. Entsprechende Antra­
ge sollen die Kirchengemeinden bis zum 1. April des dem 
Haushaltsjahr vorangehenden [ahres stellen. Der Finanzaus­
schuf schlagt der Kirchenkreissynode mit Vorlage des Haus­
haltsplans vor, in welcher Hohe Investitionszuweisungen 
nach Absatz 1 gewahrt werden sollen. Der Finanzausschuf 
beriicksichtigt dabei einen Eigenanteil der jeweiligen Kerper­
schaft nach MaBgabe ihrer Finanzkraft. 

(3) Die Kosten unabweisbarer Investitionsmafsnahmen, 
deren Mittelbedarf nicht aus dem Fonds oder aus Darlehens­
aufnahme gedeckt wird, werden nach § 3 von der Kirchen­
steuerverteilmasse abgesetzt. 

§6 
Schuldendienstaufwendungen 

(1) Der Finanzausschufs kann der Kirchenkreissynode mit 
Vorlage des Haushaltsplanes fur grofsere Investitions­
mafsnahmen eine Kreditfinanzierung vorschlagen. Zins- und 
Tilgungsdienst sind aus dem Fonds nach § 5 zu tragen. In be­
sonderen Fallen kann fur den Zins- und Tilgungsdienst ein 
Vorwegabzug nach § 3 Absatz 2 Buchstabe c) beschlossen 
werden. 

(2) Der Absatz 1 gilt auch fur die zum Zeitpunkt des In­
krafttretens dieser Finanz-satzung bestehenden Schulden­
dienstzuweisungen nach § 3 der Finanzsatzung vom 5.2.1992. 

Abschnitt III
 

Verteilung der verbleibenden Kirchensteuerzuweisungen
 

§7
 
Anteile des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden
 

(I) Aus der nach Abzug der Mittel fur gemeinsame Aufga­
ben und Verpflichtungen gemafs § 3 verbleibenden Verteil­
masse erhalten der Kirchenkreis und die Kirchengemeinden 
einen Anteil nach MaBgabe der Durchfuhrungsbestimmun­
gen zur Finanzsatzung. 

(2) Die Anteile von Kirchenkreis und Kirchengemeinden 
dienen der Finanzierung der jeweiligen Aufgaben und Ein­
richtungen, soweit diese nicht aus dem Vorwegabzug nach 
§ 3 finanziert werden. 

(3) Wird die Kirchenkreisverwaltung aus einer Verwal­
tungskostenumlage der Kirchengemeinden und der iibrigen 
Einrichtungen des Kirchenkreises finanziert, sind die Anteile 
nach Absatz 1 unter Beriicksichtigung des dort ausgebrachten 
Mafsstabes neu festzulegen. 

§8 
Anteile der Kirchengemeinden untereinander 

(1) Aus dem Anteil der Kirchengemeinden nach § 7 Ab­
satz 1 erhalten die einzelnen Kirchengemeinden Einzelbe­
darfszuweisungen und Schliisselzuweisungen. Sie konnen 
daneben einen Grundbetrag aus diesem Anteil erhalten. 

(2) Einzelbedarfszuweisungen beriicksichtigen besondere 
Strukturen und Aufgaben einer Kirchengemeinde und wer­
den als Zuschuf fur besondere Belastungen und iiberge­
meindliche Aufgaben gewahrt. Der Finanzausschuf schlagt 
der Kirchenkreissynode bei Vorlage des Haushaltsplans die 
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Empfänger von Einzelbedarfszuweisungen und die Höhe der 
jeweiligen Zuweisung für das dem Haushaltsjahr folgende 
Haushaltsjahr vor. 

In besonderen Fällen kann der Finanzausschuf auch für 
das zur Beratung heranstehende Haushaltsjahr Einzelbe­
darfszuweisungen vorschlagen. 

Einzelbedarfszuweisungen können von der Kirchenkreis­
synode mit Auflagen oder Befristungen versehen werden. 

(3) Schlüsselzuweisungen werden nach Anzahl der Ge­
meindeglieder gewährt. Dabei trägt eine Gewichtung der An­
zahl der Gemeindeglieder zu einem Finanzausgleich bei. Der 
Kirchenkreisvorstand stellt die maßgebliche Anzahl der Ge­
meindeglieder vor den Haushaltsberatungen nach dem Stand 
der Gemeinde-gliederzahl am 1. März des dem Haushaltsjahr 
vorangehenden Jahres durch Beschluß fest. Spätere Verände­
rungen der Anzahl der Gemeindeglieder bleiben bei der Be­
rechnung der Schlüsselzuweisung unberücksichtigt. 

(4) In den Durchführungsbestimmungen zur Finanzsat­
zung kann festgelegt werden, daß aus dem Anteil der Kir­
chengemeinden ein Grundbetrag gewährt wird, wenn dies 
für einen zusätzlichen Finanzausgleich insbesondere zugun­
sten der kleineren Kirchengemeinden geboten erscheint. Die 
Höhe eines Grundbetrages wird in den Durchführungsbe­
stimmungen zur Finanzsatzung festgelegt. 

§9 
Fonds zur Bauunterhaltung 

(I) Aus dem Anteil der Kirchengemeinden wird ein Fonds 
zur Bauunterhaltung für das Haushaltsjahr 1997 zunächst in 
Höhe von 745.000 DM gebildet. Der Finanzausschuf entschei­
det vor Beginn der Haushaltsberatungen über eine jährliche 
Anpassung des Fonds. Er orientiert sich dabei am allgemei­
nen Baukostenindex. Der Finanzausschuf kann nicht in An­
spruch genommene Mittel des Fonds auf den Rückstellungs­
betrag des Folgejahres anrechnen. 

(2) Der Fonds wird vom Kirchenkreisvorstand verwaltet 
und kann als Rücklage geführt werden. 

§1O 
Zuweisungen aus dem Fonds zur Bauunterhaltung 

(1) Die Kirchengemeinden erhalten aus dem Fonds nach 
§ 9 eine jährliche Zuweisung für die Bauunterhaltung der ge­
meindeeigenen Gebäude. Der Finanzausschuß schlägt der 
Kirchenkreissynode mit Vorlage des Haushaltsplans die 
Höhe der Zuweisungen an die einzelnen Kirchengemeinden 
vor. Der Finanzausschuf berücksichtigt dabei GröBe und 
baulichen Zustand der Gebäude. 

(2) Für unabweisbare Bauunterhaltungsmaßnahmen kann 
der Kirchenkreisvorstand auf Antrag eines Kirchenvorstan­
des im Verlauf des Haushaltsjahres weitere Zuweisungen aus 
dem Fonds bewilligen. soweit die Kirchengemeinde die erfor­
derlichen Mittel nicht aus den Zuweisungen nach Absatz 1 
und den eigenen Mitteln nach Absatz 3 aufbringen kann. 

(3) Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, 80 v.H. ihrer 
Einnahmen aus Dienstwohnungsvergütungen und Vermie­
tungen von Wohnraum für die Aufwendungen zur Bauunter­
haltung aller ihrer Gebäude und Einrichtungen zu verwen­
den. Die Mittel für Bauunterhaltung sind übertragbar und 
dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben an anderer Stel­
le herangezogen werden. 

(4) Größere Bauunterhaltungsaufwendungen mit wertver­
bessernden Maßnahmen sind als Investitionsmaßnahmen 
nach § 5 anzumelden. 

§11 
Einzelbedarfszuweisungen 

Die Einzelbedarfszuweisungen (§ 8 Absatz 2) für das Haus­
haltsjahr 1997 berücksichtigen insbesondere die nach der Fi­
nanzsatzung vom 5.21992 gewährten Einzelbedarfszuwei­
sungen für besondere Aufgaben sowie die damaligen Zu­
schlage zum Grundbetrag mit Ausnahme der auslaufenden 
Zuschläge für Jugendwartstellen soweit deren Zweck andau­
ert. 

Weitergehende Einzelbedarfszuweisungen bedürfen eines 
Antrags der Kirchengemeinde. 

§ 12 
Schlüsselzuweisungen 

(1) Der nach Abzug der Einzelbedarfszuweisungen ein­
schließlich des Fonds zur Bauunterhaltung und der Mittel für 
einen Grundbetrag (§ 8 Absatz 4) verbleibende Anteil der Kir­
chengemeinden wird unter den Kirchengemeinden als 
Schlüsselzuweisung nach Anzahl der Gemeindeglieder ver­
teilt. 

Die Schlüsselzuweisungen sollen neben den Grundbeträ­
gen und den Einzelbedarfszuweisungen einen angemessenen 
Finanzausgleich zwischen den Kirchengemeinden sicherstel­
len 

(2) Der Finanzausgleich wird durch eine Gewichtung der 
Anzahl der Gemeinde-glieder in Zu- und Abschlägen in Vom­
Hundert-Satzen der Gemeindegliederzahl vorgenommen. 
Die Zu- und Abschläge sind im Einzelfall auf 30 v.H. zu be­
grenzen. 

(3) Die Gewichtung wird im einzelnen in den Durchfüh­
rungsbestimmungen festge-legt. Der Finanzausschufs über­
prüftdie Gewichtung und schlägt der Kirchenkreis-synode 
eine Anderung der Gewichtung vor, wenn in einzelnen Kir­
chengemeinden wesentliche Veränderungen an Aufgaben 
und Einrichtungen eintreten. Die erstmalige Cewichtung bei 
lnkrafttreten dieser Satzung berücksichtigt in besonderer 
Weise den bisherigen Haushaltsbedarf der einzelnen Kirchen­
gemeinde im Rahmen der Begrenzung nach Absatz 2. 

§13 
Jahresergebnis 

(1) Die Anteile nach § 7und § 12 werden nach Abrechnung 
der Kirchensteuerzuweisung für den Monat Dezember end­
gültig festgelegt. Ein Fehlbetrag ist durch Auflösung von 
Rücklagen oder durch andere Einnahmen der jeweiligen Kör­
perschaft auszugleichen. Ein verbleibender Fehlbetrag ist in 
das folgende Haushaltsjahr zu übertragen und spätestens im 
übernächsten Haushaltsjahr durch Einsparungen oder zu­
sätzliche Einnahmen auszugleichen. 

(2) Ein ÜberschulS ist den eigenen Rücklagen zuzuführen 
und dient vorrangig zum Ausgleich künftiger Fehlbeträge. 

§14
 
Aufnahme von Darlehen
 

(I) Die Aufnahme von Darlehen zum Haushaltsausgleich 
oder zum Ausgleich eines Fehlbetrages nach § 13 durch eine 
Kirchengemeinde bedarf der kirchenaufsichtliehen Genehmi­
gung durch den Kirchenkreisvorstand und ist auf besonders 
begrün-dete Einzelfälle zu beschränken. 

(2) Vor Aufnahme von Darlehen für die in Absatz 1 ge­
nannten Zwecke ist zu prüfen, ob das Darlehen aus Mitteln 
des Kirchenkreises oder anderer Kirchengemeinden gewährt 
werden kann. 
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Abschnitt IV 

Finanzierung von Strukturanpassungsmaßnahmen 

§ 15 
Strukturanpassung 

Cl) Sofern entsprechende Rücklagen verfügbar sind, wird 
zur Finanzierung von Maßnahmen der kirchlichen Körper­
schaften zur Anpassung der Ausgaben an die Einnahmen aus 
Kirchensteuerzuweisung (Strukturmatsnahrnen) sowie für 
Fälle nach § 4 Absatz 2 ein Sonderhaushalt gebildet. 

(2) Die Einnahmen des Sonderhaushaltes werden aus den 
Entnahmen der dafür bereitgestellten Rücklagen und deren 
Zinserträgen gewonnen. Kirchensteuerzuweisungen dürfen 
dem Sonderhaushalt nicht zugeführt werden. Die Ausgaben 
des Sonderhaushaltes sind für Strukturanpassungsmaßnah- . 
men des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden zweckge­
bunden. 

(3) Die kirchlichen Körperschaften können auf Antrag eine 
Zuweisung aus dem Sonderhaushalt erhalten, wenn sie ihre 
Haushalte nicht mit den Anteilen nach den §§ 7 bis 12 ausglei­
chen können. 

Voraussetzung für die Zuweisung aus dem Sonderhaushalt 
ist, daß im Falle des Kirchenkreises die Kirchenkreissynode 
auf Vorschlag des Kirchenkreisvorstandes und im Falle einer 
Kirchengemeinde der Kirchenvorstand verbindlich über den 
künftigen Entfall konkret zu benennender Ausgaben oder 
Planstellen und den Zeitpunkt des Entfalls innerhalb eines 
vertretbaren Zeitrahmens beschlossen haben und eine andere 
Deckung der Mehrausgaben nicht möglich erscheint. 

(.1) Den Kirchengemeinden Paulus und Wanderup kann 
auf Antrag wegen ihres besonderen Anpassungsbedarfs bis 
zum Haushaltsjahr 1999 aus Mitteln des Strukturhaushalts 
eine Einzelbedarfszuweisung gewährt werden. Für den dar­
über hinausgehenden Bedarf gilt Absatz 3. 

(5) Anträge nach den Absätzen 3 und 4 sind dem Finanz­
ausschuß zu einem von ihm zu bestimmenden Zeitpunkt vor­
zulegen. Der Finanzausschuß schlägt der Kirchenkreissynode 
mit Vorlage des Haushaltsplans vor, in welcher Höhe einzel­
nen Körperschaften aufgrund welcher Beschlüsse für das je­
weilige Haushaltsjahr eine Zuweisung nach Absatz 3 im Rah­
men der verfügbaren Rücklagen gewährt werden soll. Der Fi­
nanzausschuß kann im Laufe des Haushaltsjahres weitere 
Zuweisungen im Rahmen der verfügbaren Rücklagen über­
planmäßig bewilligen, wenn die Voraus-setzungen nach Ab­
satz 3 vorliegen. 

(6) Zuweisungen aus dem Strukturhaushalt werden mit 
Minderausgaben. die sich aus Planstellenvakanzen ergeben, 
verrechnet. 

(7) Die Absätze 1 bis 3, 5 und 6 gelten für den Anteil der 
Pfarrbesoldung entsprechend. 

Abschnitt V 

Rücklagen und besondere Vorschriften 

§ 16 
Rücklagen 

Cl) Als gemeinsame Rücklagen beim Kirchenkreis werden 
geführt: 

a) eine Betriebsmittelrücklage 

b) der Investitionsfonds (§ 5) 

c)	 die Rücklage zur Finanzierung von Strukturanpassungen 
(§ 15) 

Daneben wird eine gemeinsame Ausgleichsrücklage für 
unvorhergesehene Ausgaben nach Maßgabe verfügbarer Mit­
tel eingerichtet. 

(2) Zur Mitfinanzierung der Aufwendungen des Pfarr­
dienstes kann eine besondere gemeinsame Rücklage beim 
Kirchenkreis gebildet werden (Pfarrvakanzrücklage). Die 
Rücklage wird vom Kirchenkreisvorstand verwaltet. 

(3) Die gemeinsamen Rücklagen werden nach Inkrafttre­
ten dieser Finanzsatzung aus den vorhandenen gemeinsamen 
Rücklagen nach den Vorschriften dieser Finanzsatzung vom 
Kirchenkreisvorstand gebildet. 

(4) Eine Rücklage nach § 9 Absatz 2 wird als gemeinsame 
Rücklage der Kirchengemeinden beim Kirchenkreis geführt 
und wie die Rücklagen nach den Buchstaben a) bis c) vom 
Kirchenkreisvorstand verwaltet. 

(5) Der Kirchenkreis und die Kirchengemeinden führen 
daneben eigene Rücklagen, die insbesondere der Aufnahme 
eines Haushaltsüberschusses oder zum Ausgleich eines 
Haushaltsfehlbetrages dienen. 

§ 17
 
Aufstellung und Bewirtschaftung der Haushaltspläne
 

(1) Der Kirchenkreisvorstand kann im Einvernehmen mit 
dem Finanzausschuß der Kirchenkreissynode jährliche Richt­
linien für die Aufstellung der Haushalte der Kirchengemein­
den erlassen und allgemeine Anordnungen zur Sicherung des 
Ha ushaltsausgleichs treffen. 

(2) Wenn es die Haushaltslage einer Kirchengemeinde er­
fordert, kann der Kirchenkreisvorstand besondere Auflagen 
zur Bewirtschaftung des Haushalts- und Stellenplans dieser 
Kirchengemeinde erlassen. 

(3) Die Kirchenkreissynode kann Grundsätze für die Er­
richtung, Änderung, Aufhebung und Besetzung von Planstel­
len des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden festlegen. 

Bei Tnkrafttreten dieser Satzung bestehende Beschlüsse im 
Sinne des Satzes 1 gelten fort, solange sie nicht durch neue 
Beschlüsse ersetzt werden. 

(4) Die Haushaltspläne der Kirchengemeinden sind dem 
Kirchenkreisvorstand vorzulegen (Artikel 15 Absatz 2 Buch­
stabe h der Verfassung der NEK). Der Kirchenkreisvorstand 
kann auf die Vorlage verzichten und die Prüfung der Haus­
haltspläne dem Finanzausschuß überlassen. 

§ 18 
Cenehmigungsvorbehalte 

Satzungen der Kirchengemeinden und deren Einrichtun­
gen, Ordnungen über Gebühren und Entgelte, Mietverträge, 
Pachtverträge und Vereinbarungen mit Dritten über den Be­
trieb oder die Finanzierung kirchlicher Einrichtungen oder 
über die Beteiligung an Einrichtungen Dritter bedürfen der 
kirchenaufsichtliehen Genehmi-gung durch den Kirchen­
kreisvorstand. 

Abschnitt VI 

Finanzausschuß. Rechtsmittel und Inkrafttreten 

§ 19 
Finanzausschuß 

(I) Dem Finanzausschuß nach Artikel 30 Absatz 2 der Ver­
fassung der NEK gehören neun Mitglieder und fünf stellver­
tretende Mitglieder an. Sie werden aus der Mitte der Kirchen­
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kreissynode fur die Dauer der Amtszeit der Synode gewahlt. 
Zu Mitgliedern des Finanzausschusses durfen zusammen 
maximal vier Pastorinnen oder Pastoren und hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewahlt werden. Bei den 
stellvertretenden Mitgliedern des Finanzausschusses ist die 
Zahl der Pastorinnen oder Pastoren und hauptamtlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter auf zwei zu begrenzen. 

Die stellvertretenden Mitglieder nehmen die Vertretung je­
weils in der Reihenfolge ihrer Wahl wahr und riicken bei Aus­
scheiden eines Mitglieds in dieser Reihenfolge in den Finanz­
ausschuf nach 

(2) Der FinanzausschuB wahlt die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden aus der Reihe der ordentlichen Mitglieder des 
Ausschusses. Der FinanzausschuB ist beschlufsfahig, wenn 
mindestens funf Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder 
anwesend sind. Die Einschriinkungen nach den Siitzen 3 
und 4 des Absatzes 1 gelten ausschlieBlich fur die Wahl der 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Finanzaus­
schusses, nicht aber fur Sitzungen und Abstimmungen des Fi­
nanzausschusses. 

Die Propstin oder der Propst sowie die Vertreterin oder der 
Vertreter in diesem Amt sowie die Vorsitzende oder der Vor­
sitzende des Kirchenkreisvorstandes und die Verwaltungslei­
terin oder der Verwaltungsleiter nehmen an den Sitzungen 
des Finanzausschusses mit beratender Stimme teil. 

(3) Der FinanzausschuB bereitet die Aufstellung des Kir­
chenkreishaushaltes vor, wirkt an der Finanzplanung des Kir­
chenkreises mit und beriit die Kirchenvorstiinde in Fragen der 
Haushaltsaufstellung und Finanzplanung. Er ist bei Mafsnah­
men von besonderer finanzieller Bedeutung zu horen, soweit 
diese ganz oder teilweise aus dem Kirchenkreishaushalt oder 
durch Zuweisungen aus dem Kirchenkreishaushalt finanziert 
werden. 

Die Aufgaben des Finanzausschusses ergeben sich im ubri­
gen ausArtikel30 Absatz 3 der Verfassung der Nordelbischen 
Kirche und den Vorschriften dieser Finanzsatzung. 

§ 20 
Rechtsmittel 

(1) Entscheidungen des Kirchenkreisvorstandes und des 
Finanzausschusses nach dieser Finanzsatzung sind dem Kir­
chenvorstand der betroffenen Kirchengemeinde schriftlich 
mitzuteilen und in der Regel zu begriinden. Der Kirchenvor­
stand kann innerhalb von drei Wochen nach Eingang der Ent­
scheidung Einspruch bei der Vorsitzenden oder dem Vorsit­
zenden des Kirchenkreisvorstandes einlegen. Der Einspruch 
ist schriftlich zu erheben und zu begrunden. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand berat uber den Einspruch 
nach Anhorung eines Vertreters des Kirchenvorstandes. Bei 
Einspruchen gegen Entscheidungen des Finanzausschusses 
ist vor der Entscheidung uber den Einspruch ferner die Vor­
sitzende oder der Vorsitzende des Finanzausschusses oder 
ein vorn Finanzausschuf beauftragtes Mitglied des Ausschus­
ses zu horen. Gibt der Kirchenkreisvorstand dem Einspruch 
nicht statt, kann der Kirchenvorstand eine Entscheidung der 
Kirchenkreissynode verlangen. Eine Entscheidung der Syn­
ode ist schriftlich zu beantragen und zu begriinden. Dabei 
gelten die Fristen der Geschiiftsordnung der Kirchenkreis­
synode. 

§ 21 
Inkrafttreten 

Diese Satzung bedarf der kirchenaufsichtlichen Cenehmi­
gung durch das Nordelbische Kirchenamt. Sie tritt am Tage 

nach Bekanntgabe im Gesetz- und Verordnungsblatt der Nor­
delbischen Kirche in Kraft. 

* 

Durchfiihrungsbestimmungen zur Finanzsatzung 
des Ev.-Luth. Kirchenkreises Flensburg 

1. Zu § 7 Absatz 1 Satz 1 der Finanzsatzung 

Die Anteile an der verbleibenden Verteilmasse betragen 

fur den Kirchenkreis 27,5 v.H. 
fur die Kirchengemeinden 72,5 v.H. 

2. Zu § 8 Absatz 4 der Finanzsatzung 

Der Grundbetrag nach § 8 Absatz 4 der Finanzsatzung soli 
einen zusiitzlichen Finanzausgleich zwischen den Kirchen­
gemeinden insbesondere zugunsten der kleineren Kir­
chengemeinden bewirken. Er dient nicht der Deckung be­
stimmter Grundausgaben der Kirchengemeinden. 

Die Kirchengemeinden erhalten einen Grundbetrag in 
Hohe von 8.000 DM. Fur die Kirchengemeinden Paulus, 
Sieverstedt, Wallsbiill und Wanderup betragt der Grund­
betrag 12.000 DM. Ob und in welcher Hohe ein Grundbe­
trag zu gewiihren ist, uberpriift die Kirchenkreissynode 
aufgrund eines Berichtes des Finanzausschusses abwei­
chend von Ziffer 5 dieser Durchfuhrungsbestimmungen 
bei Verabschiedung des Haushaltsplanes fur das jeweils 
folgende Haushaltsjahr. 

3. Zu § 12 Absatz 3 der Finanzsatzung 

Unter Beriicksichtigung der Begrenzung nach § 12 Ab­
satz 2 der Finanzsatzung werden die Schlusselzuweisun­
gen an die Kirchengemeinden nach folgender Gewichtung 
der Anzahl der Gemeindeglieder gewiihrt: 

Kirchen­ Gewichtung der 
gemeinde Anzahl der Ge­

meindeglieder 
in v.H. 

Adelby 91
 
Eggebek-Iorl 85
 
Engelsby 118
 
Flbg.-Weiche 130
 
Fruerlund 97
 
GroBenwiehe 82
 
Handewitt 70
 
Harrislee 79
 
Murwik 91
 
Nordhackstedt 79
 
Oeversee 91
 
Paulus 130
 
Sieverstedt 124
 
St. Gertrud 106
 
St. [ohannis 118
 
St. [urgen 124
 
St. Marien 103
 
St. Michael 124
 
St. Nikolai 115
 
St. Petri 76
 
Tarp 100
 
WallsbUll 103
 
Wanderup 130
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1. Jahresbilanz zum 31. Dezember 1995 Aktivseite 
Geschäftsjahr I Vorjahr 

DM DM DM DM I TOM 

1. Barreserw I 
a) Kasserbestand 231.399,30 I 179 

b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 27.632.528,60 I 40.159 
darunter: bei der I 
Deutschen Bundesbank 27.632.528,60 I< 40.159) 

c) Guthaben bei Postgiroämtern 0.00 27.863.927,90 I 689 
2.	 SChuldtitel öffentlid'ler Stellen Lrd Wechsel, die zur Refinanzienre I 

bei zentralnoterilaricen zugelassen sind I 
a)	 Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen I 

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00	 oI 
darunter: bei der Deutschen Bundesbank I 
refinanzierbar 0,00 le 0) 

b) Wechsel 0,00 0,00 I o 
darunter: bei der Deutschen Bundesbank I 
refinanzierbar 0,00 I( 0) 

3.	 Forden.ngen ... ICreditinstitute I 
a)	 täglich fällig 73.065.219,60 56.3nI 
b) andere Forderungen 1.309.164.882,39 1.382.230.101,99 I 694.151 

4.	 Forden.ngen ... ICIrden 1.118.026.425,34 I 1.747.843 
danJrlter: I 
durch Grundpfandrechte I 
gesichert 102.893.834,66 I< 100.283) 
durch Schiffshypotheken I 
gesichert 0,00 !< 0) 
Kommunalkredite 453.501.048,35 1<1.165.545) 
Warenforde~en 0,00 < 0) 

5.	 SChuldverschreitulgen Lrd andere festverzinsl id'le Wertpapiere 

a)	 Geldmarktpapiere 

aa) von öffentlichen Emittenten 156.975.077,53 73.n1 
ab) von anderen Emi ttenten 0.00 156.975.077,53 0 

b)	 Anleihen und Schuldverschreibungen 

ba) von öffentlichen Emittenten 556.238.471,48 858.620 
bb) von anderen Emi ttenten 2.610.996.171,50 3.167.234.642,98 1.799.824 
darunter: beleihbar bei der Deutschen 

Bundesbank 1.956.574.859,01 e1.923.689) 
c)	 eigene Schuldverschreibungen 0,00 3.324.209,nO,51 0 

Nennbetrag 0,00 < 0) 
6. Aktien Lrd andere nid'lt festverzinsl i ehe Wertpapiere	 9.184.500,00 10.140I 
68.warerbestand	 0,00 0I 
7.	 Betei l i glngen Lrd Geschäftsguthaben bei Genossenschaften I 

a) Betei l i gungen 7.077.500,00 5.748I 
darunter: an I 
Kreditinstituten 2.345.000,00 !< 1.000) 

b) Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 155.767,05 7.233.267,05 156I 
darunter: bei Kredit- I 
genossenschaften 106.767,05 I< 61) 

8.	 Antei le ... verbnienen Untet reI_. 20.075.000,00 20.075I 
danJrlt er : an I 
Kredi t inst ituten 0,00 I< 0) 

9.	 TreUlan:tve1"llÖgen 33.964,85 37I 
danJrlter: Treuhandkredite	 33.964,85 I< 37) 

10. Ausgleichsforden.rlgen gegen die öffentl id'le Kand I 
einsd'll ie8lid'l SChuldverschrei~enaus deren Ulltausch	 0,00 I 0 

11. l.-aterielle Anlagewerte	 254.380,00 86I 
12. Sach...lagen	 13.763.087,95 3.701i 
13. Sonst i ge Ver1logellsgegenstände	 2.845.969,14 2.536I 
14. Red'ln.resabgrenzungsposten	 2.876.554,46 I 3.166 
15.	 Steuerabgr~ gmI. § 274 Abs. 2 H12 527.841,00 I 562 

~ der Aktiva 5.909.124.740,19 I 5.317.m 
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1.	 Jahresbilanz zum 31. Dezenmer 1995 Passivseite 
Gesdläftsjahr Vor jllhrI 

DM DM DM I TOM 
1.	 VerbindUdlkeiten ~ tCreditinstit\rten I 

a) täglich fällig	 5.417.037,52 12.547I 
b) ait vereinbarter laufzeit oder Kündigungsfrist	 , 19.383.159.99 124.800.197,51 92.877I 

2.	 Verbindl idlteiten gegenüber iICI..n:ten I 
a) Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist I 

aa) von drei Monaten 186.789.732,20	 152.604I 
ab) von Illehr als drei Monaten 1.088.689.415,18 1.275.479.147,38 I 1.010.983 

b) andere verbindlichkeiten I 
ba) täglich fällig 416.899.326,51	 332.532I 
bb) mit vereinb. laufzeit o. Kündigungsfrist 2.61.0.126.789,35 3.057.026.115,86 4.332.505.263,24 I 2.856.384 

Za. Verpf i icht\rlgen _ warengesdläften I 
lßd aafgoerll lI!I'i WBrer*rediten	 0,00 0I 

3.	 Verbriefte Yerbindl i chiteiten I 
a) begebene SChuldversenreibungen 1.246.859.352,12 I 723.980 
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 1.246.859.352,12 0I 

darunter: I 
Geldmarktpapiere 0,00	 0)I< 
eigene Akzepte und I 
Solawecnsel im Umlauf 0,00	 0)I< 
darulter: I 
aus dem Warengescnäft 0,00	 0)I< 

4. Tr~indlichkeiten '	 33.964,85 37I 
darunter: Treuhandkredite 33.964,85	 37}I< 

5. sonstige Yemin:llichkeiten	 1.583.880,62 496I 
6. R~~ten	 1.206.074,89 1.286I 
7.	 Rül::kstellmgen I 

a) Rückstellungen für Pensionen u. ähnl. Verpflichtungen 5.105.210,00	 4.672I 
b) Steuerriicutellungen	 13.852.501,53 5.737I 
c) andere Iilück.stell....-.gcn	 6.004,810,67 24.962.522,20 5.936I 

a. SOliderposten .i t IOddlIIgeIInteil	 0,00 0I 
9. 1ad'lraf'qJ i!Je verbi ndl i c:hk:ei tf!l!'l1	 0,00 0I 

10. Gen.I8Nlcfttskapi tal	 73.100.000,00 47.999I 
darunter: vor Ablauf von I 
zwei Jahren fällig 1.000.000,00	 1.0001I< 

11.	 0,00 0I 
12. Ei~ital I 

a)	 Gezeichnetes Kapital 50.213.700,00 I 25.122 
b)	 Kapital rücklage 0,00 I 0 
c)	 ErgecnisMÜCklagen \ 

ca) gesetzliche Rücklage 24.946.000,00	 20.530I 
cb) a!"ldere Ergebnisl"ÜCklagen 24.947.000,00	 20.532I 
cc)	 0,00 49.893.000,00 I 0 

d) Bi lanzgewim .3.966.784.76 104.073.484~ I 3.519 
su- der Passiw 5.909.1Z4.740.19 I 5.317.773= -.z _ 

I 

1.	 E'W'l!I1tUllllverbin:ll idlkeiten 

a) Eventual verb incH ichkeiten aus weiter­
gegebelien abgerechneten We<:hseln 

b) Verbindlichk.eiten aus Bürgschaften l.nd 

Gewährleist~'l9sverträgen 

cl	 Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten 
fÜI' frerrde Verbindt i chke i ten 

2.	 Andere Yerpfl icht1..ngEn 

a) Rücknalvneverpf lichtungen aus 
lS'IeChten Pens i onsgescniif ten 

b) Plaz;e~s- u. lbernahmeverpH ichtungen 
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 

0,00 o 

13.337.675,54 9.241 

0,00 13.337.675,54 o 

0,00 o 
0,00 o 

84.615.568,35 84.615.568,35 139.455 
darunter: lieferverpflichtungen BUS zinsbezogenen 
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2. Gewinn- und Verlustrecbnunq
 
für die Zeit vom 01. Januar 1995 bis 31. Dezember 1995
 

Vorjllhr
I 
DM	 DM DM I TOM 

1_ Zfr..-trige _
 I 
e) Kredi t- I.nd Geldnerktgeschäften 128.491.066,43	 138.484
I 
b) festverz. Wertpap. u. Schulcl:luehforden,r,gen 218.931.979,41 341.423.045,90	 171.563
I 
2.Zf~	 -311.168.889,43 35.654.156,41 1- 286.293 
3. Laufende Erträge _
 I 

a) Aktien u, arderen nicht festverzinsliehen Wertpapieren 685.200,00	 910
I 
b) Betei li glr4len u. Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 155.375 ,11	 151
I 
c) Antei len an verbundenen Unternehmen	 1.069.512,00 1.910.081,11 302
I 

4. Erträge _ GewfR1geEfnschaften, GewfnnabfiJlnngs- I 
oder Tef 19a1frnabflJlnrQSYertriigen	 0,00 0
I 

5. PrOltisfonaerträge	 609.032,39 549
I 
6. PrOltfsf~	 -322.182.90 286.249,49 I- m 
1. IIettoertrag I -euf..-d _ ffrwugesdläften
 330.421,79 ·235I 
1s.RobergeD.fs _ ~r I.nd lIeberiletrfeben
 0,00 0I 
8. Sonatige betrieblidIe ErtrAge	 231.805,92 283
I 
9. Erträge _ der Aufli58tq von SOlid... posten .it Rückl~ef1	 0,00 0
I 

10. Allge.eire V...,.lt~
 I 
a) Personalaufwand
 I 

as) löhne I.nd Gehäl ter 7.664.788,13 I- 6.980
 
ab) Soziale Abgaben I.nd Aufwendungen für
 I 

, ,881 .261 ,46 Altersversorgung U'ld für unterstützung __--'-'.=..:....:..l;""-l.~ 9.546.049,59	 1.6001­
darunter: 1. Altersv. 676.913,44	 436)I< 

b) ardere VerwaltlrlgS8ufwendungen 5.181.471,67 -15.321.521,26 I- 5.653
 
". Ab&chrefbqen \ni Yertberfcht fgt.nget1 asf
 I 

i_terfelle AnlBgeNerte I.nd sadtanlagen	 -2.316.106,10 1.1441­
12. Sonatfge betrfeblidle ~	 -61.836,35 I- 83
 
13. ~ibqen \ni Yertberichtfgt.nget1 asf forden.ngen \ni
 I 

beati..e wertpllpfere _fe ZUfiltrvvn
 I 
DI lücbtellwven f.lredftgeschift	 1.534.293,14 1- 5.641 

14. Ertrige _ ZUlchrefb-.n DI forderu9!n U'Id bestf.-en
 I 
YartplIpienn _fe _ der Auflasu-e
 I 
von IQcbtellwven f. lredftgeschift	 0,00 -1.534.293,14 0
I 

15. Ab&chreflueen \ni Yertberfchtfgt.nget1 asf Betetl fgu,gen,
 I 
Antef le an vertu1denen ~et ,e1_. U'Id .. ie
 I 
Anlageve, lIIÖV&i befalndelte wertpllpfere	 0,00 01­

16. ErtrAge _ l.L8dtrefb-.n zu Beteil f9l6*", Anteilen .. vertudenen
 I 
lntemel_. U'Id .. fe Anlageye,1IÖgeI1 befun:ielten Yertptlpferen 1,433.500,00 1.433.500,00 2.250
I 

11. ~ _ Verlust.beu....
 0,00 I- 0 
11. EfnstellUV!" fn Sonderposten .ft Rüctlageanteil	 0.00 I- 0
 
19. Ergebtfs der .....len Gesdtiftstätfgkeit	 20.606_46l,93 12.592
I 
20. AuIerordentl fette Erträge	 0,00 0
I 
21. Aulenili da.tl fette AuhIenIU1gen	 0,00 01­
22. A&*rordentl fettes Ergebtfs	 0,00 I< 0) 
23. Steuern _ Ef,*__ U'Id _ Ertr8ll 9.409.363,30	 1- 5.413 
24. Sonatige Steuern, _it nicht unter Posten 12 ausgewiesen 230.675,00 -9.640.038,30 1.600 
24a. 0.00 0 
25. Jahreslbersctd	 10.966.425,61 5.519 
26. GewfrrMili"trag _ cm VorjBttr 359.13 0 

10.966.184,16 5.51921. En~ _ Ergebtfsrück.lagen 

a) aus der gesetzl i ehen Rücklage 0,00 0 
b) aus anderen Ergebni srü::klagen 0,00 0.00 0 

10.966.184,16 5.51928.	 EfnstellLngen in Ergebtfsrül:klagen 

a) in die gesetzliche Rücklage 3.500.000,00 1.000 
b) in andere ErgebnisrÜ::klagen 3.500.000,00 -7.000.000,00 1.000 

3.966.784,76 3.519 

288. 0,00 0 
'l9. Bi lenzgewfm 3.966.784,16 3.519 
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• Mitglieder des YoratBnda (Vor- ...-.:j Z~) 

Ertllin Ki!Pte, (Voraitzenaer)
 
Wolfgare Henric:n. (stellv. Voraitzender)
 
Joedli. Phll ippi
 

Dr. Dleter RBdtke
 
Karl-Heinz Hollt, (ab 01.01.1996)
 
Norilert Br8l'lderbur1l
 

• Mitglieder des Auflichtsreu (Vor- t.n:l Z~) 

Dr. KlIUI Blasc:nke, (Vorsitzender)
 
Karl-Ludwig lCohlwaQe, (stellv. Vorsitzender)
 
Dr. Uwe Rur;ge, (stellv. Voraitzender') (ab 28.04.1995)
 
C8rl-Geo.-g Bödiker,
 

Dleter Borcherdi~, (ab 28.04.1995)
 
Ganter Dledrlch
 

Edgar Flllther
 
Dr. \lemer Gebtlerd
 

Kiel, 13. März 1996 

(Ort, Oatun) 

hrtare Hoep'IJlH"
 

Dr. U.. R~, (bis 28.04.1995)
 

WIlhel. S.......
 

Dr. Kurt Zlehboldt
 

Glrt MOaaig
 
HInI-Georg Nora.m
 
JInI-Hinrich Pörksen
 

Frledrich RI'tew
 
SIllee Stopper.
 
HInI-Joachi. Zieger
 

EVIlnliIel ische Oarletinsgenoul!nllCtlaft eG, Kiel 

(Firma der Genossenschaft) 

Der Vorstand 

~L~ 
Li
 

Zum unqekür c t.e n JahresClbschluß zum 31.12.1995 in der g(~setzlichen 

Form hat der Norddeutsche Genossenschaftsverband (Raiffeisen ­

Schulze-Delitzsch) e.V. am 13. März 1996 den uneingeschränkten 

Best~tigungsvermerk erteilt. 

Der Jahresabschluß ist be i.m Amtsgericht Kiel GenR·-Nr. 442 hinterlegt. 

Dieser Jahres8bschluB wurde gemi18 § 48 GenG in der Generalver_lung 811I 26.04.1996 festgestellt 

\rOd die Ergecnisver-u.ng wie vorgeschlagen beschlossen. 
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Stellenausschreibungen 

Pfarrstellenausschreibungen 

InderStiftung Ev.-Luth. Diakonissenanstalt Al­
te n Ei eh en in Hamburg-Stellingen ist zum 1. Oktober 1997 
die Stelle des Rektors / der Rekotorin (Vorstehers/in) neu zu 
besetzen. 

Die Besetzung erfolgt durch Berufung des Stiftungsvor­
stands. Sie bedarf der bischöflichen Bestätigung. 

Alten Eichen ist eine der Nordelbischen Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche verbundene Stiftung des Bürgerlichen Rechts 
und eine Anstaltsgemeinde mit eigener Predigtstätte. Sie ist 
Mitglied des Diakonischen Werkes und des Kaiserswerther 
Verbandes deutscher Diakonissen-Mutterhäuser und Diako­
niewerke e. V. 

Die diakomsehen Arbeitsfelder der Stiftung sind das Ge­
sundheitswesen, die Sozialpädagogik und die Altenpflege. 
Dazu unterhält sie 

- ein Krankenhaus mit 230 Betten 

- eine Krankenpflegeschule 

- eine Fachschule für Sozinlpädagogik mit Kindertagesstätte 

-- ein Mutterhaus mit Wohn- und Erholungsheimen 

- ein Seniorenwohnheim 

- ein Tagespflegehaus 

Geschäftsführend betreut die Stiftung weitere Einrichtun­
gen der stationären und ambulanten Kranken- und Altenpfle­
ge. 

Der / Die Rektor /in ist zugleich Mitglied des Stiftungsvor­
stands und Vorsitzende/r der geschäftsführenden Anstalts­
leitung. 

Wir suchen eine/n Pastor/in mit Leitungserfahrung in der 
kirchlichen und diakomsehen Arbeit, mit Verständnis für 
wirtschaftliche und organisatorische Zusammenhänge und 
mit der Fähigkeit zu kooperativer und partnerschaftlicher 
Unternehmensführung in der sich ständig verändernden ge­
sundneits- und sozialpolitischen Landschaft. 

Zu den Aufgaben gehören: 

- Theologische Profilierurig und Weiterentwicklung der dia­
konischen Praxis 

- Leitungsverantwortung für die Dienstgemeinschaft ent­
sprechend den Zielen der Stiftungssatzung 

- Sicherstellung einer am christlichen Menschenbild ausge­
richteten Qualifizierung der Mitarbeiterschart 

- Gegenwartsbezogene Gestaltung der Mutterhaustradition 

- Seelsorgerliche Betreuung der Schwesternschaft 

- Offenheit für die Erschließung neuer Arbeitsfelder und 
notwendige Umstrukturierungen 

- Vertretung der Stiftung gegenüber staatlichen und kirchli­
chen Organen und Einrichtungen. 

Auf dem Anstaltsgelände steht ein Pastorat zur Verfügung. 
Die Stiftung Alten Eichen zahlt eine der Verantwortung ange­
messene Zulage zur Pfarrbesoldung. 

Eine mehrmonatige, dem Dienstantritt vorausgehende Ein­
arbeitung ist vorgesehen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Vorstand der Ev-Luth. Dia­
konissenanstalt Alten Eichen. z. Hd. Herrn Dr. Hinrich Fuh­
lendorf, Wördemanns Weg 19,22527 Harnburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 
Auskünfte erteilen der Rektor, Pastor Rudolf Willborn, Tel. 
040/54872428 und der Vorsitzende des Stiftungsvorstands. 
Dr. Hinrich Fuhlendorf. 

Ablauf der Bewerbungsfrist ist der 31. Juli 1996. 

A7..: 20 Diakonissenanstalt Alten Eichen (I) - P Il / P 3 

InderChristus-Kirchengemeinde Garstedt im Kir­
chenkreis Niendorf ist die 1. Pfarrstelle vakant und zum 
1.10.1996 mit einem Pastor oder einer Pastorin oder einem Pa­
storenehepaar im jeweils eingeschränkten Dienstverhältnis ­
50 '/c- zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kir­
chenvorstandes. 

Die Christus-Kirchengemeinde liegt an der Grenze zur 
Hansestadt Harnburg. Zur Kirchengemeinde (in 2 Pfarrbezir­
ke aufgeteilt) gehören ca. 4.600 Gemeindeglieder. Die Kir­
chengemeinde wird zum einen durch ein ländliches Umfeld 
mit dem Dorfkern des "alten Carstedt" und zum anderen 
durch städtische Bebauung bis hin zu einem Gewerbegebiet 
geprägt. Des weiteren gehört zur Gemeinde der kirchliche 
Friedhof. Im Gemcindegebiet befinden sich mehrere Alten­
und Pflegeheime. Chor- und Kirchenmusik haben in unserer 
Gemeinde eine lange Tradition. "Einladende Gemeinde" zu 
sein, ist das Leitmotiv für die gegenwärtige und zukünftige 
Arbeit. 

Wir wünschen uns einen Pastor, eine Pastorin oder ein Pa­
storenehepaar. der / die / das 

- aufgeschlossen, kontaktfreudig und kollegial ist und sich 
sowohl in die bestehende Gemeinde einfügen als auch ei­
gene Ideen verwirkliehen kann, 

- mit Phantasie und Ideen das gottesdienstliche Leben in der 
Gemeinde mitgestaitet. 

Der Kirchenvorstand erwartet, daß der Pastor, die Pastorin 
oder das Pastorenehepaar Kompetenz in der Gemeindelei­
tung und organisatorisches Geschick mitbringt. 

Auf eine gute Zusammenarbeit freuen sich ein kooperativer 
Kirchenvorstand und die haupt- und ehrenamtlichen Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen. 

Ein geräumiges, familiengerechtes Pastorat neben dem Ge­
meindezentrum in gutem baulichen Zustand ist vorhanden 
(l40 qrn). 

Alle Schularten sind innerhalb Norderstedts gut zu errei­
chen. 

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Niendorf, Postfach 610346, 22423 Harnburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 
Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, 
Herr Dietrich Möbius. Tel. 040 / :; 28 22 20; der stellvertreten­
de Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Herr Pastor Axel Ka­
pust, Tel. 040 / 5237321, sowie Herr Propst Rogrnann, Tel. 
040 / 5 89 50 - 2()O. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Christus-Kirchengemeinde Garstedt (1) - P I1 / P 2 

* 
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Der Kirchenkreis Plön sucht zum 1. September 1996 oder 
später 

eine Diakonin/einen Diakon,
 
eine Sozialpädagogin/einen Sozialpädagogen
 

oder eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter
 
mit vergleichbarer Qualifikation
 

für die Weiterführung der eigenständigen Förderung evan­
gelischer Jugendarbeit im Bereich des Kirchenkreises Plön. 
Die Stelle ist zu besetzen für die Zeit des Erziehungsurlaubs 
der jetzigen Stelleninhaberin. 

Wir erwarten von der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter: 

-- Erfahrungen in der evangelischen Jugendarbeit 

Bereitschaft zur Innovation evangelischer Jugendarbeit in 
den Kirchengemeinden 

- eigene Schwerpunkte, 7.13. in Form von Projektarbeit 

- Seelsorge, Beratung, Aus- und Fortbildung der hauptamt­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendar­
beit 

- Begleitung und Förderung der Kirchenkreisjugendvertre­
tung 

- Gremienarbeit sowohl in kirchlichen als auch in nichtkirch­
lichen Einrichtungen 

- Verwaltungsarbeit (Arbeit mit einem Textvcrarbcitungssv­
stem) 

Die Vergütung erfolgt nach KAT IVb. Eine Verlängerung 
des Arbeitsverhältnisses über den Erziehungsurlaub hinaus 
ist nicht ausgeschlossen. 

Bewerbungen mit einem tabellarischen Lebenslauf, einer 
ausführlichen Beschreibung der bisherigen Tähgkeit (mit 
Zeugnissen) sowie Zertifikaten von Zusatzausbildungen (so­
weit vorhanden) sind bis zum 31. Iuli 1996 7U richten an den 
Kirchenkreisvorstand des Kirchenkreises Plön. Herrn Propst 
Iörgen Soutag. Kirchenstr. 37, 24211 Preetz. 

Auskünfte erteilen Frau Ulrike Edelhoff-Bohnhardt, Tel. 
04342/1071, Propst Jörgen Sontag, Tel. 04342/307-13, und der 
kommissarische Leiter des [ugendwerkes Herr Herbert Gern­
höfer, Tel. 04522/8163. 

Az.: 30 - Kirchenkreis Plön - E 2. 

Personalnachrichten 

Ordiniert: 

Am 2. Juni] 996 der Theologe Jens Augustin. 

Am 2. Juni 1996 der Vikar Jens Beckmann. 

Am 27. Mai 1Y96die Vikarin Maike Bendig. 

Am 27. Mai 1996 die Vikarin Susannc 13 0 s te 1111 a nn. 

Am 2. JU\1l 1996 die Theologin Britta Ca r s t e n s e n , geb. 
[acobsen. 

Am 2. Juni 1996 der Vikar Matthias Co r v e s , 

Am 27. Mai 1996 der Theologe Themas D r 0 pe. 

Am 27. Mai 1996 der Vikar [arnes Fi ndeisen-MacKenzie. 

Am 9. Juni 1996 die Theologin Inka Gen te. 

Arn 2. Juni 1996 der Theologe Ame Cerund t. 

Am 9. Juni 1996 die Theologin Cabrie1a Glombi k. 

Am 2. Juni 1996 die Vikarin Maren Gottsmann. 

Am 9. Juni 1996 die Theologin Cisela Groß. 

Am 9. Juni 1996 die Vikarin Britta Gu tj Cl hr. 

Am 27.5.1996 der Vikar Martin ILa a s l e r , geb. Post. 

Am 9. Juni 19% der Vikar Thies Hagge. 

Am 9. Juni 1996 der Theologe Andreas Ha rtw ig. 

Am 2.6.1996 der Vikar Kai Cl1sek. 

Am 2.6.1996 der Vikar AH K ri s t 0 ffers en. 

Am 2.6.1996 der Vikar [ohannes Kühn. 

Am 2. Juni 19% die Theologin Dorothea Li n d (HV. 

Am 27. Mai 19Y6die Vikarin Maren Löffelmacher. 

Am 27.5.1996 der Vikar Andrcas Lü d t k e . 

,'\111 27. Mai 1996 der Theologe Axel M,1 tyba. 

Am 27. Mai 1496 der Vikar Thorsten ::vl atz at. 

Am 9. Juni 19% die Theologin Martina M.ayer. 

Am 9. Juni 1996 die Vikarin Cabriele M a v c r , geb. Flachs­
meier. 

Am 9.6.1996 die Vikarin Wiebke Meers. 

Am 2.6.1996 die Vikarin Monika G 11S e k , geb. Dann. 

Am 2. Juni 1996 die Vikarin Susanne Sch ild t, geb. Tarns. 

Am 2. Juni 1996 der Theologe Frank Sc h n o or.
 

Am 9. Juni 1996die Vikarin Cabriclc Sc h o r n c r, geb. Dressler.
 

Am 27.5.1996 der Vikar Michael Sch u l z e ,
 

Am 2. Juni 19% der Vikar Ekkehard 5chulz.
 

Am 2.6.1996 die Vikarin Britta S tender.
 

Am 27. Mai 1Y96die VIkarin Luise Stri 10 r n v .
 

Am 2. Juni 1996 der Theologe [oachim T h i e m e- Ksch a m e r .
 
geb. Thiemc. 

Am Y. Juni 1996 die Theologin Bettina von Thun. 

Am 9. Juni 1996 der Vikar Stephan Li ter. 

Am 27. Mai 1Y% die Thcologin Daniela V 0 i g t . 

Am 27. Mai 19% der Vikar Hartmuth 'vVa h n u n g. 

Am 9. Juni 1Y% der Theologe Dr. Hans-Cünthcr Wau b k e . 

Am 9. Juni 1996 die Theologin Hanna W ic h m a n n. 

Bestä tigt: 

Mit Wirkung vom 1.7.1996 die Wahl der Pastorin 7..A. Susanne 
Le hrn a n n-Fa h r e n k r u g . z.Z. in Harnburg. bei gleich­
zeitiger Begründung eines Dienstverhältnisses (ab 
1.10.19% eingeschränktes Dienstverhaltnis v- 75 %) ;11s 
Pastorin auf Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche zur Pastorin der 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde 
Steinbek. Kirchenkreis Stonnarn - Bezirk Reinbek-Bille­
tal-. 
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t
 
Pastor i.R. 

Ernst-Emil Fisch 
geboren arn 25. Juni 1906 in Zoppot 
gestorben am 21. April 1996 in Bäk 

Der Verstorbene wurde am 14. Mai 1933 in Berlin 
ordiniert. 

"ach seiner Übernahme in den Dienst der Ev-Luth. 
Kirche in Lübeck war er von 1954 an bis zu seinem 
Eintritt in den Ruhestand zum 1. Oktober 1973 Pastor 
der Kirchengemeinde St. Stephanus in Lübeck. 

Die Nordelbisc11e Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor 
Fisch. 

Jesus Christus lasse ihn die Herrlichkeit 
schauen. 

t
 
Pastor i.R. 

Walter Kersten 
geboren am 2. Juli 1910 in Harnburg 

gestorben arn 11. Mai 1996 in Harnburg 

Der Verstorbene wurde arn 10. April 1938 in Harn­
burg ordiniert. 

Anschließend war er Hilfsgeistlicher und Seemann­
spastor in Harnburg. Ab 1950 war er Pastor in 
Harnburg-Hamm und von 1954 an bis zu seinem 
Eintritt i~1 den Ruhestand zum 1. April 1970 war er 
Pastor in Hamburg-Klein- Borste!. 

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor 
Kersten. 

)esus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit 
schauen. 

t
 
Pastor i.R. 

Jürgen Wehrmann 
geboren arn 6. August 1908 in Harnburg 

gestorben am 23. Februar 1996 in Hamburg 

Der Verstorbene wurde am 17. Mai 1936 in Harnburg 
ordiniert. 

Anschließend war er Hilfsgeistlicher in Ilamburg. Ab 
1937 war er Jugendpastor in Hamburg und ab 1941 
Pastor in Hamburg-Eilbek. Von 1951 an bis zu seinem 
Eintritt in den Ruhestand zum 1. Mai 1977 war er 
Pastor in Hamburg-Jenfeld. 

Die Nordelbische Ev-Luth, Kirche dankt Pastor 
Wehrmann. 

[esus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit 
schauen. 
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